
 Resolution: Raus aus der Krise – mit einem handlungsfähigen Staat und sozial-ökologischen
Investitionen

Gremium: Landesvorstand
Beschlussdatum: 06.06.2021

Tagesordnungspunkt:
2. Aktuelle Stunde "Raus aus der Krise – mit einem handlungsfähigen
Staat und sozial-ökologischen Investitionen"

Antragstext

Die Corona-Pandemie bedeutet für viele Menschen existenzielle Belastungen – 
gesundheitlich, sozial und wirtschaftlich. Über 89.000 Todesfälle, über 3,7 
Millionen Infizierte, von denen mehr als jede*r Zehnte lange unter den Folgen 
von Long Covid leiden wird. Neben wirtschaftlichen Einbußen historischen 
Ausmaßes werden schon bestehende Ungleichheiten weiter verstärkt. Kinder und 
Jugendliche, Frauen, Menschen mit geringem oder keinem Einkommen und andere 
vulnerable Menschen – ausgerechnet diejenigen, die von der Pandemie besonders 
betroffen sind, werden von der Landes- und Bundesregierung viel zu wenig 
beachtet.

Auch für die Wirtschaft und die öffentlichen Haushalte fällt die Zwischenbilanz 
nach über einem Jahr Corona dramatisch aus: 34.000 Unternehmen haben Corona-
Nothilfen in Form von Krediten beantragt, 2,3 Millionen Menschen sind auch im 
Mai 2021 noch in Kurzarbeit, die Zahl der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten ist um rund 750.000 gegenüber dem Vorkrisenniveau gesunken. Mit 
rund 1,5 Billionen Euro dürften die Pandemie-Kosten für die öffentlichen 
Haushalte zu Buche schlagen.

Gleichzeitig lebt unser Land von der Substanz. Die Investitionsquote – also die 
Investitionen anteilig am Bruttoinlandsprodukt – liegt im europäischen Vergleich 
am unteren Ende. Insbesondere der Anteil des Staates an den Investitionen sinkt 
seit Jahren. Schulen, Freibäder und Brücken verfallen; anstatt den Turbo zu 
zünden, stockt der Ausbau der erneuerbaren Energien, der digitalen Netze und des 
ÖPNV. Unser Gesundheitssystem ist auf Wirtschaftlichkeit getrimmt und deshalb 
„auf Kante genäht“, Reservekapazitäten, die aber als Teil der Daseinsvorsorge 
dringend erforderlich sind, sind völlig unzureichend. Gleichzeitig sind wir 
weiterhin mitten in der globalen Klima- und Biodiversitätskrise – wir zerstören 
unsere eigene Lebensgrundlage. Der Ausbau der erneuerbaren Energien und der 
klimagerechten Mobilität stocken.

Statt sich wie die niedersächsische Landesregierung krampfhaft auf die Schwarze 
Null zu fixieren, brauchen wir eine Investitionsoffensive! Nur so können wir mit 
der Krisenbewältigung die richtigen Weichen für eine sozial-ökologische 
Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft stellen.

Doch statt hier die nötigen Mittel bereitzustellen, befindet sich die 
niedersächsische Landesregierung aus SPD und CDU eineinhalb Jahre vor der 
Landtagswahl schon im Wahlkampfmodus gegeneinander. Das zeigt sich auch im 
mangelhaften Krisenmanagement in der Corona-Pandemie: Langsam, widersprüchlich 
und intransparent. Mit dem Chaos bei Corona-Verordnungen, Teststrategie und 
Impfkampagne hat die Landesregierung ebenso wie die Bundesregierung wertvolles 
Vertrauen in die staatlichen Institutionen und in unsere Demokratie verspielt. 
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Das ist brandgefährlich. Wir brauchen dringend mehr staatliche 
Handlungsfähigkeit auf allen Ebenen.

Krisenbewältigung durch Investitionen in die Zukunft

Angesichts der Corona-Krise ist Kaputtsparen keine Option. Wir müssen jetzt 
investieren, um schnell und kraftvoll aus der Krise herauszukommen. Mangelnde 
Investitionen in Infrastruktur und Daseinsvorsorge, Bildung oder Klimaschutz 
belasten nachfolgende Generationen und sind schwere Hypotheken auf die Zukunft. 
CDU-Finanzminister Hilbers sorgt mit seinem Spardiktat dafür, dass weiter Kinder 
und Familien und Kitas auf der Strecke bleiben. Wir brauchen ein gut ausgebautes 
Gemeinwesen, intakte Lebensgrundlagen und zukunftsfähige Arbeitsplätze.

Für diese notwendigen Investitionen ist unser Staat nicht ausreichend 
handlungsfähig. Insbesondere die Kommunen, die für den größten Teil der 
öffentlichen Investitionen und den klimagerechten Ausbau der sozialen 
Infrastruktur zuständig sind, haben unter enormen Steuerausfällen zu leiden. Das 
hat eklatante Folgen für Schulen, Krankenhäuser und Schwimmbäder genauso wie für 
Beratungsstellen und Jugendhilfeangebote. Mit dem Niedersachsenfonds in Höhe von 
10 Milliarden Euro wollen wir daher gezielt in soziale Infrastruktur und 
Klimaschutz investieren. So schaffen wir neues öffentliches Vermögen, anstatt es 
verfallen zu lassen. Auch mit einer neuen Landeswohnungsbaugesellschaft muss die 
Landesregierung Verantwortung übernehmen und kann gleichzeitig nachhaltige 
Wertschöpfung schaffen.

Damit Bund und Länder im notwendigen Umfang investieren können, muss die 
Schwarze Null für Investitionen aufgegeben werden. Wir müssen jetzt investieren, 
um für die Zukunft gerüstet zu sein. Ein Haushaltsausgleich nützt nichts, wenn 
gleichzeitig Schulen, Hochschulen und Kliniken nicht klimagerecht saniert werden 
und der Ausbau des ÖPNV auf der Strecke bleibt. Die Bedingungen für 
Investitionen sind auch durch die niedrigen Zinsen jetzt optimal – die 
Gesellschaft würde einen viel höheren Preis zahlen, wenn wir jetzt die 
erforderlichen Mittel jetzt nicht bereitstellen.

Auch die notwendige Qualifizierung unseres Bildungssystems, der Ausbau der 
Betreuungsinfrastruktur z.B. für Kinder und pflegende Angehörige und der Ersatz 
von Hartz IV durch eine Garantiesicherung sind nicht zum Null-Tarif zu haben. 
Gleichzeitig werden die Steuereinnahmen selbst bei zügiger wirtschaftlicher 
Erholung das Vorkrisenniveau erst langsam wieder erreichen. Um die soziale 
Schieflage überwinden zu können, müssen wir die Einnahmen des Staates erhöhen, 
indem wir Ungerechtigkeiten im Steuersystem angehen: Die großen Einkommen und 
Vermögen müssen entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit stärker zur Finanzierung 
unseres Gemeinwesens beitragen. Wir müssen konsequent gegen Steuerhinterziehung 
und -vermeidung vorgehen, denn dadurch verliert die Gesellschaft jedes Jahr 
Milliardenbeträge. Klima- und umweltschädliche Subventionen müssen gestrichen 
und internationale Konzerne angemessen besteuert werden.

Für eine neue politische Kultur

Bundes- und Landesregierung haben mit ihrem mangelhaften Krisenmanagement viel 
Vertrauen verspielt. Die Liste der Versäumnisse, der falschen Entscheidungen und 
chaotischen Abläufe ist lang.

Insbesondere zu Beginn der Coronakrise wurden vulnerable Gruppen unzulänglich 
geschützt, pandemische Krisenherde gar nicht oder zu spät identifiziert. 
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Schutzausrüstung stand bei weitem nicht im ausreichenden Maß zur Verfügung. 
Teststrategien wurden nicht erarbeitet. Das Impfchaos hat zu einer erheblichen 
Verunsicherung beigetragen. Verordnungen waren und sind in sich nicht stimmig 
und teilweise widersprüchlich. Von der Pandemie und ihren Folgen besonders 
betroffene Personengruppen sind gar nicht oder zu spät ins Blickfeld gekommen.

Die Runde der Ministerpräsident*innen wurde immer mehr zur Bühne für 
Profilierungswut und Wahlkampfgetöse statt für effiziente und demokratische 
Entscheidungen.

Es ist klar geworden, dass wir eine neue Art und Weise brauchen, wie Regierungen 
das Land führen. Es braucht die Bereitschaft, Zustände und Konzepte zu 
hinterfragen und zu lernen, sowie offene, konstruktive Diskussionen. Und es 
braucht die Bereitschaft, Verantwortung zu übernehmen und die 
Entscheidungsgrundlagen zu erklären. Dazu gehört eine offene und ehrliche 
Aufarbeitung politischer Fehler auf allen Ebenen und eine neue Fehlerkultur. 
Fehler dürfen nicht verdrängt, bagatellisiert oder reflexhaft skandalisiert 
werden, sondern sie müssen klar benannt werden und Fehleinschätzungen aufgeklärt 
werden. Ziel ist, dass zukünftigen pandemischen Gefahrensituationen durch 
nachvollziehbares Handeln begegnet werden kann.

Deshalb fordern wir eine aus Vertreter*innen des Bundes, der Länder und Kommunen 
zusammengesetzte Kommission, die vor dem Hintergrund der Erfahrungen der Corona-
Pandemie klare Handlungsabläufe erarbeitet. Wir brauchen klarere Regelungen, die 
schnelle Entscheidungen auch unter Einbeziehung von Institutionen und Verbänden 
sowie der Parlamente ermöglichen. Dabei ist auch zu prüfen, ob die 
Regelungsdichte für nachgeordnete Behörden und Institutionen in diesem Umfange 
erforderlich ist. In einer Pandemie, in der Infektionszahlen exponentiell 
steigen, ist schnelles und vorausschauendes Handeln unerlässlich. Gerade bei 
Regelungen, die massiv in die Grundrechte eingreifen, ist auch der Dialog mit 
Verbänden und Kommunen wichtig. Regeln müssen transparent und nachvollziehbar 
sein und – wenn keine akute Gefahrenlage droht – mit ausreichend Vorlaufzeit 
beschlossen werden.

In Niedersachsen sind SPD und CDU schon jetzt im Wahlkampf gegeneinander. 
Aktuelle Corona-Verordnungen werden unzureichend abgestimmt und kommen dennoch 
wegen Konflikten innerhalb der Koalition unzumutbar kurzfristig. Wer 15 Monate 
nach Pandemiebeginn am Sonntagabend eine neue Verordnung bekanntgibt, die vier 
Stunden später in Kraft tritt und nur wenige Stunden später erneut geändert 
werden muss, dem fehlt es an Weitsicht, Entscheidungskraft und 
Handlungsfähigkeit. Dass sich Ministerpräsident Weil bei der zentralen Aufgabe 
des Krisenmanagements weitgehend raushält, ist Führungsversagen.

Der so entstandene Eindruck der Handlungsunfähigkeit des Staates bei seiner 
wichtigsten Aufgabe, dem wirksamen Schutz seiner Bürger*innen, birgt die Gefahr 
einer fundamentalen Akzeptanz- und Vertrauenskrise, die an den Grundfesten der 
staatlichen Institutionen und des gesellschaftlichen Zusammenhalts rüttelt. Hier 
braucht es eine neue politische Kultur der Bereitschaft zur Übernahme von 
staatlicher Verantwortung, der Transparenz und des Dialogs.

Gerade in Krisenzeiten brauchen wir einen starken, handlungsfähigen Staat – 
sowohl für die staatliche Daseinsvorsorge und die nötigen Zukunftsinvestitionen 
als auch zur Bewältigung der Pandemie. Der „Großen Koalition“ aus SPD und CDU 
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fehlt für beides der Wille und die Kraft – es ist Zeit für GRÜNE in 
Verantwortung, auch in Niedersachsen!

133

134



A10 Haushaltsplan des Landesverbandes 2021/ 2022

Gremium: Landesvorstand
Beschlussdatum: 02.06.2021
Tagesordnungspunkt: 4. Haushalt 2021/2022

Antragstext

Den Haushalt findet ihr in der wolke. 
https://wolke.netzbegruenung.de/s/fpjDjPpF32N2KP3
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A12 Rechnungsprüfungsbericht 2021 - zur finanziellen Entlastung des Vorstands

Gremium: Rechnungsprüfer*innen
Beschlussdatum: 14.06.2021
Tagesordnungspunkt: 4. Haushalt 2021/2022

Antragstext

Den Rechnungsprüfungsbericht findet ihr in der wolke.

https://wolke.netzbegruenung.de/s/2AnqnRwPLSZJzKt
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A11 Wahlordnung-NEU

Gremium: Landesvorstand
Beschlussdatum: 10.06.2021
Tagesordnungspunkt: 5. Wahlordnung

Antragstext

Vorgeschlagene Wahlordnung

§1 Anwendungsbereich

Es wird festgestellt, dass die LDK aufgrund der aktuellen pandemischen Lage 
nicht in einer Präsenzveranstaltung durchgeführt werden kann, sondern im Rahmen 
des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, 
Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie (GesRuaCOVBekG) unter den Bedingungen der COVID-19-Pandemie als 
digitaler Parteitag durchgeführt wird.

Die Geschäftsordnung der Landesdelegiertenkonferenz (LDK) und die Satzung des 
Landesverbandes (insbesondere §12 (4)-(6)) finden entsprechend Anwendung. Durch 
die folgenden Punkte wird von diesen Regelungen abgewichen bzw. werden diese 
ergänzt oder präzisiert.

§2 Gremien- und Organwahlen

(1) Alle Bewerber*innen haben eine Vorstellungszeit von max. 3 Minuten. In der 
direkt anschließenden Fragerunde haben sie zusätzlich max. 2 Minuten zur 
Beantwortung eingereichter Fragen. Es werden maximal 2 Fragen pro Bewerber*in 
(quotiert) ausgelost und vom Präsidium verlesen. Fragen können ausschließlich an 
die Bewerber*innen zum Landesvorstand und zum Parteirat gestellt werden.

(2) Die Bewerber*innen als Landesvorsitzende haben eine Vorstellungszeit von 
max. 7 Minuten, die Bewerber*innen als Schatzmeister*in sowie die 
Beisitzer*innen 5 Minuten. In der direkt anschließenden Fragerunde haben sie 
zusätzlich max. 3 Minuten zur Beantwortung eingereichter Fragen. Es werden 
maximal 4 Fragen pro Bewerber*in (quotiert) ausgelost und vom Präsidium 
verlesen.

(3) Eine Frage an die Kandidierenden darf sich nur auf einen Aspekt beziehen und 
istausschließlich als Frage zu formulieren. Die Fragenden müssen ihren Namen und 
Kreisverband angeben. Beides wird vom Präsidium mit der Frage verlesen.

§3 Elektronische Abstimmung

(1) Wahlberechtigt bei der digitalen LDK sind alle von den Kreisverbänden 
gewählte ordentliche Delegierte.

(2) Die Vorauswahl der Bewerber*innen wird mittels elektronischer Abstimmung 
über Abstimmungsgrün verdeckt durchgeführt.

§4 Schlussabstimmung

(1) In der Schlussabstimmung per Briefwahl wird über sämtliche Bewerber*innen zu 
Gremien- und Organwahlen (Landesvorstand, Parteirat, Länderrat, Bundesfinanzrat, 
Bundesfrauenrat, Landesfinanzrat, Landesschiedsgericht, Rechnungsprüfer*innen) 
abgestimmt, die in der elektronischen Abstimmung gewählt wurden. Zusätzlich wird 
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über in der elektronischen Abstimmung beschlossene Änderungensanträge zur 
Satzung des Landesverbandes abgestimmt.

(2) Wahlberechtigt sind alle von den Kreisverbänden gewählte ordentliche 
Delegierte.

(3) Die Briefwahlunterlagen werden spätestens innerhalb von vier Werktagen nach 
der Landesdelegiertenkonferenz postalisch versandt. Mit der Versendung der 
Wahlunterlagen ist der Wahlgang für die Briefwahl eröffnet.

(4) Jede*r Delegierte erhält:

(5) Auf dem Stimmzettel für die Organ- und Gremienwahlen können sämtliche 
digital gewählte Bewerber*innen zu den Organen und Gremien nach Absatz 1 mit 
einer Stimme gewählt oder abgelehnt werden. Darüber hinaus besteht die 
Möglichkeit, für jedes Gremium einzelne Bewerber*innen abzulehnen.

(6) Auf dem Stimmzettel für die Satzungsänderungen können die digital bestimmten 
Satzungsänderungen bestätigt oder abgelehnt werden.

(7) Die Stimmzettel müssen zur Gewährleistung der geheimen Wahl mit einem 
separaten, verschlossenen Umschlag in einem Umschlag zusammen mit der 
Eidesstattlichen Erklärung zurückgesandt werden (Wahlbrief).

(8) Die Kosten des Versendens des vorfrankierten Wahlbriefes trägt der 
Landesverband.

(9) Die Eingangsfrist für den Abstimmungsbrief ist der 6. Juli 2021 um 18:00 
Uhr.

§5 Auswertung

(1) Die Briefabstimmung wird am 7. Juli 2021 ausgezählt.

(2) Es werden alle Abstimmungsbriefe geöffnet und jeweils zunächst die 
eidesstattliche Erklärung geprüft. Ist diese in Ordnung und von dem 
stimmberechtigten Mitglied unterschrieben, wird der Stimmumschlag von der 
eidesstattlichen Versicherung getrennt. Anschließend werden die Stimmumschläge 
geöffnet und von der Auszählkommission gezählt.
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(3) Abstimmungsbriefe sind ungültig, wenn:

(4) Gewählt ist, wer mehr als 50 Prozent der abgegebenen gültigen Stimmen 
erhält.

(5) Das Ergebnis der Briefwahl ist nach Abschluss der Auszählung unverzüglich zu 
veröffentlichen.

Begründung

In der Neufassung ist klargestellt, dass Fragen wie bisher auch üblich, nur bei den Wahlen zum
Landesvorstand und zum Parteirat möglich sind.

209

die eidesstattliche Erklärung nicht beigefügt oder nicht unterschrieben 
ist

1.210

211

der Umschlag für den Stimmzettel nicht verschlossen ist2.212

sich Stimmzettel und eidesstattliche Versicherung in nur einem gemeinsamen 
Umschlag befinden

3.213
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KPE Wo die Zukunft zuhause ist – für eine nachhaltige Politik in unseren Städten, Gemeinden und
Landkreisen

Gremium: Landesvorstand
Beschlussdatum: 12.05.2021
Tagesordnungspunkt: 7. Kommunalpolitische Erklärung

Antragstext

In den Städten, Gemeinden und Landkreisen ist Politik konkret. Hier begegnen uns 
die Herausforderungen ganz handfest, hier werden Probleme gelöst. Das trifft auf 
die alltäglichen Aufgaben ebenso zu wie auf die großen Herausforderungen unserer 
Zeit: Als 2015/2016 eine große Zahl Schutzsuchender zu uns kam, haben die 
Kommunen für ihre Unterbringung gesorgt und Integrationsangebote organisiert. In 
der Corona-Krise sind es die Kommunen, die vielfach über Öffnungen und 
Schließungen entscheiden, Kontakte nachverfolgen, soziale Spannungen abfedern 
und Impfzentren organisieren. Auch bei den Herausforderungen der Zukunft kommt 
es wesentlich auf die politischen Entscheidungen vor Ort an: Wird der 
öffentliche Nahverkehr ausgebaut und der knappe öffentliche Raum in unseren 
Städten zugunsten des Rad- und Fußverkehrs und der Aufenthaltsqualität neu 
aufgeteilt? Wo entstehen die Windkraft- und Solaranlagen für unsere 
klimagerechte Energieversorgung? Wie schaffen wir ausreichend bezahlbaren 
Wohnraum? Gelingt es, durch gute Bildungsangebote von der Kita über unsere 
Schulen bis hin zu Berufsausbildung und Studium endlich für Chancengerechtigkeit 
zu sorgen? Bleiben oder werden unsere Innenstädte auch in Zeiten von 
Digitalisierung und Online-Handel urbane Kerne mit hoher Aufenthaltsqualität? 
Bei der Kommunalwahl am 12. September 2021 geht es um Antworten auf diese und 
weitere wichtige Zukunftsfragen.

Unsere Kommunen brauchen starke GRÜNE Fraktionen, die mit Engagement, Mut und 
Kreativität für eine ökologische, sozial gerechte und weltoffene Politik in 
unseren Landkreisen, Städten und Gemeinden einstehen. Uns leitet seit unserer 
Gründung der Gedanke „Global denken – lokal handeln“. In diesem Sinne wollen wir 
die großen Herausforderungen, vor denen unsere Gesellschaft und damit 
insbesondere unsere Kommunen stehen, angehen: Die Klimakrise, die 
Digitalisierung und der demografische Wandel bergen allesamt die Gefahr, die 
soziale Spaltung in unserem Land weiter zu vertiefen. Dem können wir nur 
entgegenwirken, wenn wir die erforderliche sozial-ökologische Transformation in 
unseren Kommunen aktiv gestalten. Unsere Kommunalpolitik orientiert sich dabei 
an den 17 Zielen für nachhaltige Entwicklung der UN (Sustainable Development 
Goals/SDGs). Es braucht aktive Politik vor Ort, um diese globalen Ziele bis 2030 
zu verwirklichen.

Wir setzen uns für eine kommunale Sozialpolitik ein, die Teilhabe ermöglicht, 
die Armut bekämpft und dafür sorgt, dass Wohnen bezahlbar bleibt. Wir stehen für 
den Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen für nachfolgende Generationen, für 
saubere Luft, naturnahe Gewässer, unbelastete Böden und die Vielfalt unserer 
Tier- und Pflanzenwelt. Wir werden die Energiewende in den Kommunen gemeinsam 
mit den Bürger*innen umsetzen. Wir fördern ein gutes Miteinander der Menschen, 
die schon länger hier leben, mit denen, die neu zugewandert sind. Und wir stehen 
für eine Stärkung der Kommunen und für einen transparenten und sorgfältigen 
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Umgang mit den kommunalen Haushaltsmitteln, weil wir nur so die erforderlichen 
Spielräume gewinnen und die anstehenden Zukunftsaufgaben bewältigen können.

Für handlungsfähige Kommunen

Nicht zuletzt in der Corona-Krise hat sich gezeigt, dass der jahrelang 
postulierte schlanke Staat längst zum abgemagerten Staat geworden ist, der kaum 
mehr in der Lage ist, seine zentralen Aufgaben zum Wohle der Bürger*innen zu 
erfüllen: Die kaputt gesparten Gesundheitsämter waren trotz herausragenden 
Engagements der Mitarbeiter*innen nicht annähernd in der Lage, die ihnen 
zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen. Die Digitalisierung ist an vielen kommunalen 
Verwaltungen bisher weitgehend spurlos vorbeigegangen und das digitale Lernen 
war nicht zuletzt deshalb oftmals ein Desaster, weil es den Schulen an der 
erforderlichen technischen Ausstattung fehlte. Um ihre Aufgaben zu bewältigen 
und den Herausforderungen gerecht werden zu können, müssen die Kommunen 
entsprechend finanziell ausgestattet werden. Das ist bisher nicht annähernd der 
Fall: Die Löcher in vielen kommunalen Haushalten stehen denen in vielen 
Gemeindestraßen in nichts nach. Die Investitionsquote ist auch seit dem Jahr 
2000 weiter gesunken. Die anhaltende Misere der kommunalen Haushalte hat im 
Wesentlichen zwei Ursachen: Zum einen werden finanzielle Lasten und Aufgaben 
einseitig auf die Kommunen abgewälzt. Zum anderen verweigert die Steuerpolitik 
des Bundes den Kommunen die erforderliche Finanzausstattung, um ihre Aufgaben zu 
bewältigen. Auch die Verteilung der Lasten zwischen den Kommunen ist nicht fair 
genug geregelt. Wir fordern neben einer Verbreiterung der derzeit besonders 
volatilen Gewerbesteuer eine gerechtere Besteuerung großer Vermögen und einen 
höheren Anteil der Kommunen an den Gemeinschaftssteuern.

Wir wollen die Gewerbesteuer zu einer kommunalen Wirtschaftssteuer umbauen, die 
von allen zu zahlen ist, die Gewinne aus selbstständiger und freiberuflicher 
Tätigkeit erwirtschaften. Dadurch wird diese Steuer nicht nur gerechter, sondern 
stetiger und damit für die Kommunen leichter kalkulierbar. Kommunen müssen 
dauerhaft in die Lage versetzt werden, ihre Aufgaben aus eigener Kraft 
bewältigen zu können und sie brauchen ausreichende Spielräume für 
Zukunftsinvestitionen.

Die Corona-Krise reißt zusätzliche Löcher in die kommunalen Haushalte, vor allem 
weil Einnahmen aus der Gewerbesteuer wegbrechen und die Zuschussbedarfe zum 
Beispiel für den öffentlichen Nahverkehr oder für kommunale Kultureinrichtungen 
deutlich steigen. Auch wenn wir die akute Krise überwunden haben, werden die 
Haushaltsdefizite noch länger nachwirken. Sich jetzt auf Sparzwänge zu fixieren, 
würde die Probleme nur vergrößern. Denn der Investitionsbedarf unserer Städte 
und Gemeinden in eine gute öffentliche Infrastruktur, eine funktionierende 
Verwaltung und in den sozialen Zusammenhalt ist riesig. Statt Werte verkommen zu 
lassen, brauchen die Kommunen die finanzielle Möglichkeit, Werte zu erhalten 
oder neue zu schaffen. Auch die Erhöhung kommunaler Steuern und Abgaben zur 
Deckung von Finanzierungslücken sehen wir kritisch. Denn im Gegensatz zu den vom 
Bund festgesetzten Gemeinschaftssteuern wie die Einkommenssteuer, die 
Körperschaftssteuer und die Umsatzsteuer haben kommunale Steuern und Abgaben 
keine oder nur eine geringe soziale Staffelung. Somit würden vor allem die 
Menschen belastet, die aufgrund von Jobverlust oder Kurzarbeit bereits von der 
Corona-Pandemie am stärksten betroffen waren. Neben einer gerechten Verteilung 
von finanziellen Lasten und Steueraufkommen müssen Bund und Land die Kommunen 
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deshalb gerade jetzt mit einem kommunalen Schutzschirm für Zukunftsinvestitionen 
unterstützen.

Für klimafreundliche Kommunen

Die Folgen der Klimakrise treffen uns vor Ort: Trockenheit, sterbende Bäume, 
heiße Sommer aber auch Starkregenereignisse und Überschwemmungen sind Folgen, 
die wir schon jetzt massiv spüren und denen wir in den Kommunen mit 
entsprechenden Anpassungsmaßnahmen begegnen müssen. Deshalb wollen wir eine 
Klimaverträglichkeitsprüfung für alle kommunalen Planungen, Maßnahmen und 
Programme etablieren: Wie wirken sich die geplanten Maßnahmen auf das Stadtklima 
aus? Welchen Beitrag leisten sie, damit unsere Stadt/unsere Gemeinde für 
Extremwetterereignisse besser gerüstet ist? Wie halten die Maßnahmen 
Wetterextremen stand? Und vor allem: Leistet die geplante Maßnahme einen Beitrag 
zur Reduktion klimaschädlicher Gase, ist sie klimaneutral oder verschärft sie 
die Klimaerhitzung? Diese Fragen müssen bei jeder kommunalen Planung 
systematisch beachtet werden, Maßnahmen, die die Klimabilanz verschlechtern, 
sind zu unterlassen! Die Niederschlagsprognosen und der in den vergangenen 
Jahren gestiegene Wasserbedarf in den Sommermonaten – nicht zuletzt aufgrund 
zunehmender Bewässerung landwirtschaftlicher Nutzflächen – erfordern auch einen 
sensibleren Umgang mit unserem kostbarsten Lebensmittel. Wir werden die 
kommunalen Handlungsmöglichkeiten nutzen, Wasser in der Fläche zu halten. Dazu 
zählen die naturnahe Umgestaltung von Niederungsbereichen zum Beispiel durch 
Kompensationsmaßnahmen, die grundsätzliche Versickerung von Oberflächenwasser im 
Siedlungsbereich und eine Begrenzung von Wasserentnahmen auf die 
Wassernachlieferung.

Bündnis 90/Die GRÜNEN sind die politische Kraft, die für konsequenten 
Klimaschutz und eine nachhaltige Energiepolitik steht. Klimaschutz ist eine 
globale Aufgabe, die Bund, Länder und Kommunen nur gemeinsam lösen können. Auf 
kommunaler Ebene treten wir dafür ein, die unter Beachtung des Natur- und 
Artenschutzes für die Windenergienutzung geeigneten Flächen konsequent für 
diesen Zweck zu nutzen. Außerdem wollen wir primär die bereits versiegelten 
Flächen konsequent für Photovoltaik-Anlagen nutzen – etwa auf Dächern und 
Parkplätzen. Im Bund und im Land treten wir dafür ein, bei Neubauvorhaben und 
für geeignete Bestandsgebäude die Installation einer Solaranlage verbindlich 
festzuschreiben. Gemeinsam mit den kommunalen Energieversorgern wollen wir 
Contractingmodelle für jene Privatleute und Unternehmen entwickeln, die nicht 
selbst in eine Solaranlage auf ihrem Dach investieren können oder wollen. Bei 
Neubauvorhaben streben wir grundsätzlich einen Plus-Energie-Standard und den 
Verzicht auf fossile Brennstoffe an – entweder über städtebauliche Verträge oder 
bei der Veräußerung von Baugrundstücken. Um den Klimaschutz in den Kommunen 
voranzutreiben, bedarf es auch entsprechender Kapazitäten in der öffentlichen 
Verwaltung. Deshalb begrüßen wir, dass viele niedersächsische Städte und 
Gemeinden bereits Klimaschutzmanager*innen in ihrer Verwaltung beschäftigen und 
treten dafür ein, diese Aufgabe flächendeckend in der kommunalen Verwaltung zu 
etablieren.

Für menschengerechte Kommunen

Es ist eine der größten Herausforderungen, den Wandel von der autogerechten zur 
menschen- und umweltgerechten Mobilität zu vollziehen – auch um unsere 
Klimaziele zu erreichen. Damit sich unsere Städte und Gemeinden von Stau, Lärm 
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und dreckiger Luft befreien können, müssen die Alternativen zum Auto gestärkt 
werden: Rad- und Fußverkehr müssen sicherer gemacht und der öffentliche 
Nahverkehr beschleunigt werden. Im ländlichen Raum wollen wir attraktive 
Busverbindungen durch nachfrageorientierte Angebote wie Anruf-Sammel-Mobile, 
Anruf-Linienbusse, Bürger*innenbusse und Mitfahrzentralen ergänzen. Für alle 
öffentlichen Nahverkehrsmittel streben wir eine einheitliche, preisgünstige 
Tarifstruktur an: Ob eine Strecke ganz oder teilweise mit dem Bus oder mit der 
Bahn zurückgelegt wird, soll auf den Fahrpreis keinen Einfluss haben. Wir stehen 
für gut ausgebaute Radwege: Wo der Autoverkehr an viel befahrenen Straßen mit 
mehr als Tempo 30 unterwegs ist, wollen wir einen separat geführten Fahrradweg 
oder einen ausgewiesenen, ausreichend breiten Fahrradstreifen realisieren – 
nötigenfalls auch durch Rückbau einer Fahrspur für den motorisierten 
Individualverkehr. Um aus dem Umland schnell und sicher mit dem Rad in die Stadt 
zu kommen, wollen wir Radschnellwege bauen.

Insbesondere im ländlichen Raum wird der motorisierte Individualverkehr auch 
weiterhin eine erhebliche Bedeutung haben. Um diesen nachhaltiger zu machen, 
wollen wir die Carsharig-Angebote und Kombi-Angebote mit dem öffentlichen 
Nahverkehr ausbauen – nicht mehr der Besitz eines Autos, sondern die Möglichkeit 
zu dessen Nutzung im Verbund mit öffentlichen Verkehrsmitteln und dem Fahrrad 
liegt im Trend. Dazu gehört auch, Carsharing-Parkplätze im öffentlichen 
Straßenraum einzurichten. Für den Ausbau der Elektromobilität im Straßenverkehr 
setzen wir uns für einen zügigen Ausbau der öffentlichen Ladeinfrastruktur ein. 
Die kommunalen Energieversorger spielen hier eine zentrale Rolle.

Für naturnahe Kommunen

Das von uns GRÜNEN gemeinsam mit über 200 Verbänden und Vereinen organisierte 
Volksbegehren „Artenvielfalt.Jetzt!“ hat gezeigt: Die Bürger*innen haben längst 
erkannt, dass das Artensterben neben der Klimakrise eine der zentralen 
Herausforderungen der Zukunft ist. Dieser müssen wir endlich wirksam begegnen. 
Aufgrund des massiven Drucks der Niedersächs*innen ist es gelungen, die 
Landesregierung und die Verbände der Landwirtschaft dazu zu bewegen, die 
zentralen Forderungen unseres Volksbegehrens vorzeitig zu übernehmen und in 
Gesetze, Verordnungen und Förderprogramme zu gießen. Die Umsetzung der Maßnahmen 
ist überwiegend Aufgabe der Naturschutzverwaltungen der Landkreise und 
kreisfreien Städte. Wir werden vor Ort dafür sorgen, dass dies auch zügig und 
vollständig geschieht. In den Städten und Gemeinden setzen wir uns dafür ein, im 
Sinne des Niedersächsischen Weges zu agieren: Indem wir dafür eintreten, dass 
landwirtschaftliche Nutzflächen im kommunalen Eigentum künftig ökologisch 
bewirtschaftet werden, die Wegerandstreifen im kommunalen Eigentum als 
ungenutzte Säume oder zusätzliche Heckenstrukturen die Landschaft beleben und 
die bereits vorhandenen Hecken, Alleen, Baumreihen und Gehölzinseln als 
geschützte Landschaftsbestandteile ausgewiesen werden und wichtige 
Verbundstrukturen im landesweiten Biotopverbund bilden können. Auch die 
kommunalen Waldflächen wollen wir so naturnah wie möglich nutzen und geeignete 
Teile des kommunalen Waldes vollständig aus der Nutzung nehmen und der Natur 
überlassen. Dem eklatanten Flächenfraß wollen wir Einhalt begegnen. Nach wie vor 
werden in Niedersachsen täglich rund sieben Hektar Fläche zugebaut. Für uns hat 
es klar Vorrang, innerörtlich die Bebauung zu verdichten und Bauflächen 
umzunutzen, anstatt neue Wohnbau- und Gewerbeflächen auf der „Grünen Wiese“ 
auszuweisen. Die kommunalen Grünflächen wollen wir so naturnah und so extensiv 
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bewirtschaften, wie es mit ihrer Funktion vereinbar ist. Der Einsatz von 
Pestiziden auf diesen Flächen ist für uns tabu.

Für bezahlbares Wohnen in lebenswerten Kommunen

In vielen Teilen unseres Landes – längst nicht nur in den Großstädten – ist 
Wohnen für viele Menschen inzwischen fast unbezahlbar geworden. Seit dem Jahr 
2000 hat sich die Zahl der Sozialwohnungen fast halbiert und diese Entwicklung 
wird sich fortsetzen: Landesweit fallen in den kommenden Jahren weitere etwa 
90.000 Wohnungen aus der Sozialbindung. Rund 40 Prozent des Einkommens für die 
Wohnung aufwenden zu müssen, ist leider keine Seltenheit mehr. Wohnen ist ein 
Menschenrecht, deshalb setzen wir uns für bezahlbaren Wohnraum für alle ein. Um 
der anhaltend hohen Nachfrage nach Wohnraum nachzukommen und gleichzeitig 
sparsam mit Freiflächen umzugehen, hat für uns die Innenentwicklung absoluten 
Vorrang. Das bedeutet, dass wir dichter und höher bauen müssen. Um 
Lebensqualität zu schaffen und Begegnung und Kommunikation zu ermöglichen, muss 
der öffentliche Raum entsprechend gestaltet sein. Um die Baulandpreise möglichst 
bezahlbar zu halten, treten wir für eine aktive kommunale Bodenpolitik ein, mit 
der Immobilienspekulation Einhalt geboten werden kann. Um mehr bezahlbaren 
Wohnraum zu schaffen, sollen kommunale Bauflächen für den Mietwohnungsbau nicht 
mehr nach dem Preis, sondern im Rahmen einer Konzeptvergabe nach den geringsten 
garantierten Mieten vergeben werden. Mindestens 30 Prozent der Wohnflächen in 
neuen Wohnquartieren müssen durch entsprechende kommunale Festsetzungen als 
bezahlbarer Wohnraum realisiert werden. Um Spekulationen entgegenzuwirken, 
setzen wir auch auf Bauverpflichtungen. Unsere landesweite Forderung, eine 
Landeswohnungsbaugesellschaft zu schaffen, flankieren wir, indem wir kommunale 
Wohnungsgesellschaften stärken – und wo nötig, neu aufbauen.

Für Bildungskommunen

Bildungschancen sind in Deutschland stärker als in den meisten Staaten der OECD 
von der Herkunft und dem sozialen Status der Eltern abhängig. Dabei ist Bildung 
die Voraussetzung für ein selbstbestimmtes Leben und Teilhabe am Gesellschafts- 
und Berufsleben – ein ganzes Leben lang. Jeder Mensch hat ein Recht darauf, dass 
ihm alle Bildungschancen offenstehen. Bildungspolitik ist in erster Linie 
Ländersache, die Kommunen stehen jedoch als Schulträger ebenfalls in der 
Verantwortung: für die räumliche und sachliche Ausstattung unserer Schulen, für 
ein gutes Kita- und Krippenangebot, für die strategische 
Schulentwicklungsplanung und für die Bildungsberatung. Dem wollen wir im Land 
und in den Kommunen im Sinne unserer Kinder gerecht werden. Krippen, Kitas und 
Schulen müssen die schönsten Orte in unseren Gemeinden und Städten sein. Schon 
durch die räumlichen Gegebenheiten und die Ausstattung laden sie ein zum 
Bleiben, Spielen, Begegnen, Entdecken und zum Lernen. Pädagogische Anforderungen 
sind wichtiger als formale Anforderungen an Räumlichkeiten und Ausstattung. Die 
Corona-Krise hat überdeutlich gezeigt, wie wichtig eine moderne IT-Ausstattung 
unserer Schulen ist und wie weit unsere Schulen den modernen Anforderungen 
hinterherhinken. Deshalb setzen wir uns für eine zeitgemäße IT-Ausstattung an 
allen allgemein- und berufsbildenden Schulen ein: Dazu gehört ein 
leistungsfähiger Internetanschluss in allen Klassenräumen, deren moderne 
Ausstattung und ein hochwertiger technischer Support. Internationale 
Bildungsstudien liefern schon lange den Nachweis, dass längeres gemeinsames 
Lernen allen Schülerinnen und Schülern nutzt – den Leistungsschwächeren genauso 
wie den Leistungsstärkeren. Wir treten daher in den Kommunen dafür ein, dass 
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jede*r Schüler*in die Möglichkeit hat, in zumutbarer Entfernung eine integrierte 
Gesamtschule zu besuchen. Zu längerem gemeinsamen Lernen gehört für uns auch ein 
gebundener Ganztagsunterricht mit einem gesunden Mittagessen – vorwiegend aus 
ökologischer Erzeugung – für alle Schülerinnen und Schüler. Wir setzen uns für 
den zügigen bedarfsgerechten Ausbau hochwertiger Kita- und Krippenplätze mit 
guter Personalausstattung ein.

Für soziale Kommunen

Eine Gesellschaft kann es sich nicht leisten, sich den Sozialstaat nicht zu 
leisten. Er garantiert den inneren Frieden. In kaum einem anderen europäischen 
Land herrscht eine so hohe Ungleichheit in Bezug auf Einkommen, Vermögen und 
Chancen wie in Deutschland und diese Ungleichheit nimmt zu. Eine solche 
Gesellschaft kann jedoch ihre Potenziale nicht nutzen und verliert den Kitt, der 
sie zusammenhält. Es genügt nicht, nur Teilhabe und Bildungschancen gleich zu 
verteilen, ebenso wenig wie es genügt, die staatlichen Transfers zu erhöhen. Wir 
setzen daher auf einen Dreiklang aus guten Bildungschancen für alle, eine 
gerechte Entlohnung der Arbeit und eine gerechte Verteilung des Vermögens. Wir 
treten für gute Schulen, Begleitung und Betreuung in prekären Lebenslagen, 
bezahlbaren Wohnraum und eine kommunale Daseinsvorsorge mit umfassenden 
sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Dienstleistungen ein. Eine 
Gesellschaft, die niemanden zurücklässt, braucht gute öffentliche Einrichtungen 
– in der Präventionsarbeit, in der Kinder- und Jugendarbeit und in den sozialen 
Diensten. Unser Ziel ist es, ein vielfältiges Kultur- und Freizeitangebot für 
alle Menschen zu schaffen. Eine attraktive Gestaltung dieses Bereiches ist ein 
wichtiger Standortfaktor. Die zahlreichen Vereine und vielfältigen Einrichtungen 
sorgen für Zusammenhalt und ein gesellschaftliches Miteinander. Dafür stehen wir 
in den Räten und Kreistagen.

Für lebendige Innenstädte

Unsere Innenstädte und Ortskerne sind bedeutende Orte des Wirtschaftens und des 
gesellschaftlichen Lebens. Der Handel hatte hier in den letzten Jahrzehnten eine 
Leitfunktion, die er aber schon vor der Corona-Krise aufgrund eines sich 
ändernden Einkaufsverhaltens immer weniger ausfüllen konnte. Es ist zu erwarten, 
dass die Corona-Krise auch in diesem Bereich als Beschleuniger wirkt. Jegliche 
Versuche, das (noch) Bestehende lediglich zu konservieren, werden deshalb 
scheitern. Wir wollen unsere Innenstädte und Stadteilzentren als lebendige Orte 
erhalten. Dafür ist eine auf die einzelnen Kommunen maßgeschneiderte 
Transformationsstrategie erforderlich. Schwerpunkt dieses Wandels muss neben 
innovativen Handelsnutzungen ein breiteres Nutzungsportfolio sein: Dazu gehören 
öffentliche Einrichtungen wie Kitas, die Gastronomie, Einrichtungen für Freizeit 
und Gesundheit, Co-Working-Spaces, Handwerk, urbanes Kleingewerbe, Möglichkeiten 
der Freizeitgestaltung und mehr Grünflächen, die zum Verweilen einladen. Auch 
das Wohnen gehört wieder stärker in unsere Innenstädte und ist Bestandteil der 
Transformation. Um die notwendigen Transformationsprozesse in enger Abstimmung 
mit den Bürgerinnen und Bürgern voranzutreiben wollen wir alle Akteur*innen 
unter kommunaler Federführung einbeziehen: Die Vertreter*innen des 
Einzelhandels, Immobilieneigentümer*innen, Kulturschaffende, 
Religionsgemeinschaften sowie die gesamte Stadtgesellschaft. In den größeren 
Städten streben wir ein Zentrumsmanagement an. Das hat die Aufgabe, die 
Akteur*innen zusammenzubringen, Konzepte zu erarbeiten und die dafür 
erforderlichen Fördermittel des Bundes und des Landes einzuwerben.
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Für vielfältige kommunale Beteiligung

Kommunalpolitik ist auch deshalb das Fundament unserer Demokratie, weil über 
unsere Lebensqualität vielfach vor Ort entschieden wird. Wir wollen das in Stadt 
und Land gemeinsam mit den Bürger*innen tun. Dabei setzen wir auf vielfältige 
Beteiligung innerhalb und außerhalb von Parteipolitik – von mehr Frauen, mehr 
jungen und älteren Menschen, mehr Menschen mit Migrationsgeschichte, mehr 
Menschen ohne akademischen Hintergrund. Wir wollen die Beteiligung von Kindern 
und Jugendlichen ebenso stärken wie die kulturelle und soziale Teilhabe und 
Selbstbestimmung im Alter. Wir stehen für vielfältige und weltoffene Städte und 
Gemeinden mit einer starken Zivilgesellschaft.

Nur mit starken und handlungsfähigen Kommunen werden wir die großen Aufgaben der 
sozial-ökologischen Transformation unserer Gesellschaft bewältigen können. Nur 
mit starken Kommunen können wir Lebensqualität und Gerechtigkeit nachhaltig 
steigern und die Klima- und Biodiversitätskrise bewältigen. Dafür treten wir auf 
allen politischen Ebenen ein.
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A1 One Health: Tier-, Umwelt- und Gesundheitsschutz zusammendenken

Gremium: LAG Tierschutzpolitik
Beschlussdatum: 02.06.2021
Tagesordnungspunkt: 11. Weitere Anträge

Antragstext

Der One-Health-Ansatz geht davon aus, dass die Gesundheit von Mensch, Tier und 
Umwelt eng miteinander verknüpft sind. Akteure der verschiedenen Disziplinen – 
Humanmedizin, Veterinärmedizin, Umweltwissenschaften – arbeiten 
fächerübergreifend zusammen, um die komplexen Probleme wirkungsvoll zu lösen:

1. Zoonosen

Zoonosen sind Infektionskrankheiten, die von Bakterien, Parasiten, Pilzen, 
Prionen oder Viren verursacht und wechselseitig zwischen Tieren und Menschen 
übertragen werden können. Durch Vordringen in Wildtierhabitate, insbesondere 
aufgrund Lebensraumzerstörung durch Entwaldung zum Zwecke des Anbaus von 
Futtermitteln, illegalem oder schlecht reguliertem Wildtierhandel, ein schnelles 
Bevölkerungswachstum, zunehmende Mobilität, nicht tiergerechte Haltung und 
Zucht, sowie Klimaveränderung, gewinnen Zoonosen immer mehr an Bedeutung.

2. Multiresistente Keime und Medikamente

Eine mindestens so große Bedrohung für die menschliche wie tierliche Gesundheit 
ist der Verlust der Wirkung von Antibiotika als Medikamente durch die stetig 
steigende Resistenzentwicklung von Bakterien. Daraus entwickeln sich 
lebensbedrohliche Situationen, wenn sogar einfache bakterielle Infektionen nicht 
mehr beherrschbar sind. Die gesamte moderne Medizin mit Operationen, 
Transplantationen und Implantationen ist ohne Antibiotika nicht möglich. Etwa 
die Hälfte des Gesamtverbrauchs an Antibiotika wird bei landwirtschaftlich 
genutzten Tieren eingesetzt, leider auch Reserveantibiotika. Die industrielle 
Nutztierhaltung ist folglich für die Entstehung von Antibiotikaresistenzen 
mitverantwortlich. Die Zucht auf einseitige Höchstleistung beeinträchtigt das 
Immunsystem und bedingt zusätzlichen Bedarf an Medikamenten.

3. Schutz und Nutzen

In Niedersachsen werden 98%1) der landwirtschaftlich genutzten Tiere auf engstem 
Raum gehalten. Krankheitserreger in großen Tierbeständen auf engem Raum mutieren 
häufiger. Die industrielle Tierhaltung stellt somit nicht nur ein Problem für 
den Tierschutz dar, sondern auch eine Bedrohungslage für die tierische und 
menschliche Gesundheit. Derzeit entscheiden auf politischer Ebene jedoch die 
Profiteure der Tierwirtschaft gleichzeitig auch über Tierschutzstandards. Es 
besteht daher ein starker Interessenkonflikt zwischen einer möglichst 
wirtschaftlichen Nutzung von Tieren und einem bestmöglichen Tierschutz. Die 
Trennung von Schutz und Nutzen wäre ein erster notwendiger Schritt zur 
Sicherstellung einer universellen Gesundheit von Mensch, Tier und Umwelt.

4. One-Health StArt und Challenge One Health 2021

Die Arbeitsgruppe „One-Health StArt“ 2) hat sich aus dem am Niedersächsischen 
Landesgesundheitsamt (NLGA) angesiedelten Begleitgremium der MRE 
(Multiresistente Erreger) Netzwerke Niedersachsen heraus gegründet. Sie verfolgt 
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den Ansatz, dass sich die Gesundheit von Mensch, Tier, Lebensmittel und Umwelt 
gegenseitig bedingen und nicht isoliert betrachtet und Strategien aufeinander 
abgestimmt werden sollten. Der „Niedersächsische Life Science Tag 2021″ 3) hat 
aus wissenschaftlicher Sicht eines der bedeutendsten Themen unserer Zeit 
behandelt: One-Health.

Wir wollen im Land Niedersachsen den Gesundheitsschutz von Mensch und Tier durch 
folgende Maßnahmen verbessern: 

Die Überführung der Themen Verbraucherschutz, Tiergesundheit und 
Tierschutz mit allen Referaten sowie des Landesamtes für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit (LAVES) in das zukünftig für Humangesundheit 
zuständige Ministerium, wie in den meisten Flächenländern bereits üblich.

Die gemeinsame Unterstellung der Gesundheits- und Veterinärämter unter das 
Landesgesundheitsamt.

Die konsequente und finanziell wie personell deutlich verstärkte 
Weiterführung der des Interministeriellen Arbeitskreises 
Antibiotikaresistenz (IMAK StArt) für die interdisziplinäre Aufarbeitung 
von Antibiotikaresistenzen unter Einbeziehung der Arbeitsgruppe „One-
Health StArt“ und der "Challenge One Health".

Auf Bundesebene wollen wir uns dafür einsetzen, dass

der Einsatz aller Klassen von medizinisch wichtigen Antibiotika bei 
lebensmittelliefernden Tieren weiter reduziert wird. Das schließt den 
vollständigen Verzicht dieser Antibiotika zur Krankheitsvorbeugung ohne 
Diagnose ein.

der Einsatz von sog. Reserveantibiotika bei lebensmittelliefernden Tieren 
vollständig verboten wird.

Der One-Health-Ansatz auf die Organisationsstruktur des Bundes in das 
Bundesgesundheitsministerium umgesetzt wird.

LAG Tierschutzpolitik – Beschlossen am 02.06.2021

Quellen:

1)https://docplayer.org/68157992-Oeko-tiere-in-niedersachsen-und-ihre-
bedeutung.html AMI 2016, ASE 2016, LWK 2016, LSN 2016, Rolker 2017, KÖN 2

2) 

https://www.antibiotikastrategie.niedersachsen.de/startseite/imak_start/imak_sta-
rt/imak-start-148343.html

3)https://challengeonehealth.com/2021/03/05/lst21-rueckblick/
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mündlich

654

655

656

657

658

659

660

• 661

662

663

664

• 665

666

• 667

668

669

670

671

672

• 673

674

675

676

• 677

678

• 679

680

681

682

683

684

685
686

687

688



A2 Versorgung in der Region Braunschweig sicherstellen

Antragsteller*in: Helge Böttcher (KV Braunschweig)
Tagesordnungspunkt: 11. Weitere Anträge

Antragstext

Das Städtische Klinikum Braunschweig (SKBS) ist das zweitgrößte Klinikum 
Niedersachsens und stellt als Maximalversorger die stationäre Versorgung der 
Region Braunschweig mit weit mehr als 1 Mio. Einwohner:innen sicher. Während 
sich andere vergleichbare Kliniken wie die Medizinische Hochschule Hannover 
(MHH) und die Universitätsmedizin Göttingen (UMG), die ebenfalls unter großem 
Druck stehen, in Landesträgerschaft befinden, ist das SKBS rein städtisch 
getragen. Dadurch entstehen besondere Herausforderungen. Das Duale System der 
Krankenhausfinanzierung sieht derzeit vor, dass der operative Betrieb durch 
entsprechende Regelungen auf Bundesebene kostendeckend mit den Krankenkassen 
bzw. –versicherungen abgerechnet wird, während für eine auskömmliche 
Investitionsfinanzierung die Länder zuständig sind. Dieses System wird jedoch in 
Bezug auf einen niedersächsischen kommunalen Maximalversorger wie dem SKBS in 
seiner Finanzierungsaufgabe nicht gerecht. Neben einer strukturellen 
Unterfinanzierung, den aktuellen Belastungen aus der Pandemiesituation und 
weiteren geplanten Investitionsvorhaben ist das SKBS in besonderem Maße 
finanziell belastet. Die Stadt Braunschweig als Alleingesellschafterin 
unterstützt das SKBS bislang durch Übernahme des Defizites sowohl im operativen 
als auch im investiven Bereich. Die Investitionsfinanzierung wäre dabei 
systemgerecht vollumfänglich vom Land Niedersachsen zu erbringen. Die aktuelle 
Kostenschätzung für die bis 2026 vorgesehenen infrastrukturellen Maßnahmen 
beträgt 715 Mio. €. Diesem investiven Aufwand steht aktuell jedoch nur eine auf 
178 Mio. € gedeckelte Landeszusage auf Investitionsförderung gegenüber. Dies 
entspricht einer Förderquote von etwa 25 %. Aber selbst dieser gedeckelte Betrag 
von 178 Mio. € ist hierbei noch nicht voll zur Verfügung gestellt worden; eine 
belastbare Zusage über den voraussichtlichen Zeitpunkt der Gewährung noch 
ausstehender 90 Mio. € fehlt derzeit noch. Nach Logik des Dualen 
Finanzierungssystems wäre der volle Betrag durch Landeszuschüsse 
bereitzustellen, wie es in Bezug auf die in Landesträgerschaft befindlichen 
Maximalversorger MHH und UMG in Bezug auf deren Investitionen auch vorgesehen 
ist. Aktuell beträgt die niedersächsische Durchschnittsförderquote rund 50 % für 
investive Krankenhausvorhaben. Das ist jedoch insgesamt nicht ausreichend!

Um die Versorgung des SKBS weiterhin sicherzustellen und die geplanten 
Investitionsvorhaben umzusetzen fordern Bündnis 90/Die Grünen Niedersachsen die 
Landesregierung auf ausreichend Mittel für das SKBS bereitzustellen. 
Mittelfristig soll zumindest eine kumulative Förderquote im Landesdurchschnitt 
erreicht werden! Dies würde einen zusätzlichen dreistelligen Millionenbetrag 
erfordern. Richtigerweise müsste die Förderung jedoch deutlich höher liegen.

Bündnis 90/Die Grünen Niedersachsen bekennen sich zu Krankenhäusern in 
kommunaler Trägerschaft und wollen diese auch weiterhin beibehalten. Eine 
Privatisierung von Kliniken lehnen wir grundsätzlich ab!

Bündnis 90/Die Grünen Niederachsen fordern langfristig, dass die Landesregierung 
ihrer Investitionspflicht nachkommt und die Investitionsfördermittel des 
Krankenhausplanungsausschusses entsprechend der Empfehlungen der Enquete-
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Kommission verdoppelt werden! Die Mittel sollen somit dauerhaft von 4 % auf 8 % 
des Gesamterlöses stationärer Leistungen erhöht werden.

Unterstützer*innen

Ursula Derwein (KV Braunschweig); Elke Flake (KV Braunschweig); Sven Wöhler (KV Braunschweig);
Barbara Schulze (KV Braunschweig); Helmut Blöcker (KV Braunschweig); Christoph Deiler (KV
Braunschweig); Anton Hensky (KV Braunschweig); Lea Weigand (KV Braunschweig); Eva Viehoff (KV
Cuxhaven); Swantje Schendel (KV Braunschweig); Jochen Sauer (KV Braunschweig); Annika Naber (KV
Braunschweig); Margaux Jeanne Erdmann (KV Braunschweig); Hendrik Weking (KV Braunschweig);
Imke Byl (KV Gifhorn); Mathias Luhmann (KV Braunschweig); Dennis Egbers-Schoger (KV
Braunschweig); Carolin Borggrefe (KV Braunschweig); Felix Bach (KV Braunschweig); Cristina
Antonelli-Ngameni (KV Braunschweig); Antje-Mareike Dietrich (KV Braunschweig); Bastian Latuske (KV
Braunschweig); Marcel Richter (KV Braunschweig); Rolf Höltig (KV Braunschweig); Timo Jäger (KV
Braunschweig); Tobias Franz (KV Braunschweig); Lars Person (KV Braunschweig); Dave Tkaczyk (KV
Braunschweig); Robert Glogowski (KV Braunschweig); Kai Brunzel (KV Braunschweig); Gordon
Schnepel (KV Braunschweig); Kathrin Wrensch (KV Braunschweig); Ottmar von Holtz (KV Hildesheim);
Meta Janssen-Kucz (KV Leer/Ostfriesland); Jan-Peter Jannack (KV Braunschweig); Fabian Preller (KV
Braunschweig)
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A4 Ein Landesantidiskriminierungsgesetz für Niedersachsen – Für eine Gesellschaft der Vielen 

Gremium: LAG MIgration und Flucht
Beschlussdatum: 21.05.2021
Tagesordnungspunkt: 11. Weitere Anträge

Antragstext

Menschen vor Diskriminierung zu schützen, ist eine der Kernaufgaben des 
demokratischen Rechtsstaats. Ein Landesantidiskriminierungsgesetz fördert die 
Präventionsmöglichkeiten von Diskriminierung durch Behörden in Niedersachsen und 
ermöglicht sowie vereinfacht die Geltendmachung von Entschädigungs- und 
Ersatzansprüchen gegen das Land Niedersachsen in Fällen von Diskriminierung.

Im Bereich des Antidiskriminierungsrechts bestehen trotz gesetzgeberischer 
Tätigkeit in der Vergangenheit auf Bundes- und Landesebene immer noch 
Schutzlücken, insbesondere im öffentlichen Bereich. Das 
Antidiskriminierungsrecht bleibt damit auch hinter den europäischen Vorgaben 
zurück. Mit dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) wurden auf Bundesebene 
vier EU-Richtlinien gegen Diskriminierung umgesetzt, wobei sich das AGG auf die 
Erwerbstätigkeit und den Privatrechtsverkehr beschränkt. Das “Niedersächsische 
Gleichberechtigungsgesetz” (NGG) beschränkt sich auf die Gleichberechtigung von 
Männern und Frauen in der öffentlichen Verwaltung. sodass ein vergleichbarer 
Diskriminierungsschutz und die Möglichkeit der Geltendmachung in Niedersachsen 
bei öffentlich-rechtlichem Handeln, z.B. beim staatlichen Bildungswesen oder bei 
den Sicherheitsbehörden, fehlt.

Deshalb fordern wir:

Daher fordern wir ein Landesantidiskriminierungsgesetz nach dem Vorbild des 
Berliner LADG, dass ein umfängliches Diskriminierungsverbot im Rahmen 
öffentlich-rechtlichen Handelns des Landes Niedersachsen und seiner Landkreise 
und Kommunen vorsieht, einen verbesserten Zugang zu Instrumenten des 
Diskriminierungsschutzes schafft sowie die Förderung einer Kultur der 
Wertschätzung von Vielfalt als Leitprinzip verankert.
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Essenzielle Bestandteile dieses Landesantidiskriminierungsgesetzes sollen sein:

Schließung bestehender Rechtsschutzlücken

Diskriminierung im Rahmen des öffentlich-rechtlichen Handelns wird 
verboten. Der Diskriminierungskatalog umfasst (mindestens):

Geschlecht;

ethnische Herkunft;

rassistische Zuschreibung;

Nationalität;

Religion und Weltanschauung;

Behinderung und/oder chronische Erkrankung;

Lebensalter;

sexuelle Identität;

sozialer Status

Elternschaft

Familienstand

Gewicht

Möglichkeit der Verbandsklage und die Möglichkeit einer Prozessstandschaft

Prozesse gegen erlebte Diskriminierung zu führen, ist für Privatpersonen 
oft sehr aufwändig (nicht zuletzt auch finanziell), langwierig und 
belastend. Mit dem LADG wird es anerkannten Antidiskriminierungsverbänden 
möglich sein, mit Unterstützung der Betroffenen gegen Diskriminierung 
durch staatliche Einrichtungen im Namen der Betroffenen zu klagen.

- Beweiserleichterung für Betroffene

In den seltensten Fällen geschieht Diskriminierung eindeutig und 
offensichtlich nachweisbar. So heißt es beispielsweise in einer Ablehnung 
bei der Wohnungssuche meistens nur, die Wohnung sei anderweitig vergeben 
worden. In Testing-Verfahren kann dann herausgearbeitet werden, dass die 
Ablehnungen überwiegend an Personen gehen, deren Nachname aus Sicht der 
Wohnungsgesellschaft eine internationale Geschichte nahelege. Betroffene 
sollen daher die Tatsachsen der Diskriminierung glaubhaft darlegen, die 
das Vorliegen eines Verstoßes gegen das LADG überwiegend wahrscheinlich 
machen. Die Beweislast, dass keine Diskriminierung vorliegt, läge dann bei 
der beklagten Institution. Bei einer solchen Beweiserleichterung handelt 
es sich schlichtweg um die Umsetzung der EU-Antirassismus-Richtlinie.

758

• 759

• 760

761

• 762

• 763

• 764

• 765

• 766

• 767

• 768

• 769

• 770

• 771

• 772

• 773

• 774

• 775

776

777

778

779

780

• 781

782

783

784

785

786

787

788

789

790

791



A4 Ein Landesantidiskriminierungsgesetz für Niedersachsen – Für eine Gesellschaft der Vielen

Seite 3

- Einführung struktureller Diversity-Maßnahmen

Durch Maßnahmen wie Nachteilsausgleiche, Schulungen in Behörden u.a. soll 
Diversität gefördert und Menschen mit (Mehrfach-) 
Diskriminierungserfahrungen der gleichberechtigte Zugang zu Institutionen 
erleichtert werden. Für Vorgesetzte und Mitarbeiter*innen mit 
Leitungsfunktion ist eine Fortbildungsverpflichtung vorgesehen. Die dafür 
erforderliche Finanzierung muss im Landeshaushalt sichergestellt werden.

- Schadensersatz und Entschädigungszahlungen

Für die erlittene Diskriminierung können Betroffene und solche die 
mittelbar durch die Diskriminierung einen Schaden erleiden 
verschuldensunabhängig Schadensersatz und Entschädigungszahlungen 
erhalten. Das gilt auch für solche Nachteile, die nicht finanzieller Natur 
sind. Bezüglich solcher Ansprüche gilt eine Beweiserleichterung zugunsten 
der Betroffenen.

- Dezentrale Antidiskriminierungs-Beschwerdestellen

Zur Unterstützung und Beratung Betroffener zur Durchsetzung ihrer Rechte 
nach dem LADG sollen dezentral in Niedersachsen Antidiskriminierungs-
Beschwerdestellen eingerichtet werden und, die in Erfüllung ihrer Aufgabe 
nicht weisungsgebunden ist. Beschwerdestellen sollten auch digital 
erreichbar sind. Eine solche Stelle bedarf zur effektiven Unterstützung 
der Betroffenen umfassende Rechte, wie z.B. das Recht zur Akteneinsicht, 
die Möglichkeit Sachverständige hinzuzuziehen, das Einholen von Gutachten, 
die Kompetenz, Stellungnahmen von Behörden abzufragen und die Befugnis, 
nicht nur Handlungsempfehlungen auszusprechen, sondern auch die Umsetzung 
zu überprüfen. Betroffene müssen, unabhängig von ihrem Wohnort in 
Niedersachsen, einen niedrigschwelligen und wohnohrtnahen Zugang zu 
Beschwerdestellen haben. Die Finanzierung der Beschwerdestellen muss 
sichergestellt werden.

- ergänzendes Landesprogramm zur Förderung einer Kultur der Wertschätzung von 
Vielfalt, z.B. durch verpflichtende Schulungen im Bereich Diversity zur Stärkung 
der individuellen Handlungskompetenzen. Diversity-Kompetenzen sollen bei 
Einstellung und Aufstieg berücksichtigt werden.

Mitarbeiter*innen und Behörden müssen in den Verwaltungen auf die Einführung 
eines solchen Gesetzes vorbereitet und entsprechend geschult werden, die 
entsprechenden Mittel müssen im Haushalt bereitgestellt werden.

- Diversity-Check

Gesetzesentwürfe sind neben der Prüfung, welche Kosten durch das Gesetz 
entstehen und inwieweit Gesetze Auswirkungen auf die Umwelt haben werden, 
auch einem sog. Diverstiäts-Check zu unterziehen. Die Beseitigung 
bestehender Nachteile durch Diskriminierung ist bei allen 
gesetzgeberischen Maßnahmen zu beachten. Dieser Kontrollmechanismus soll 
außerdem sicherstellen, dass gesetzgeberische Maßnahmen nicht unmittelbar 
oder mittelbar diskriminieren.
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Begründung

Begründung:

1) Jeder Mensch möchte fair und vorurteilsfrei behandelt werden. Dennoch ist Diskriminierung ein
alltägliches Phänomen, dass– wenn zwar nicht alle – auf die eine oder andere Weise doch die
allermeisten Menschen betrifft. Und nicht selten sind es staatliche Behörden und Akteur*innen, von
denen Diskriminierung ausgeht. Das Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG) verbessert den Schutz
vor Diskriminierung und fördert Diversität in der Verwaltung. Ziel des Gesetzes ist die tatsächliche
Herstellung und Durchsetzung von Chancengleichheit, die Verhinderung und Beseitigung jeder Form
von Diskriminierung sowie die Förderung einer Kultur der Wertschätzung von Vielfalt. Mit dem
Beschluss des LADG gehen wir analog zum Land Berlin einen wichtigen Schritt, um diese Forderung zu
erfüllen und damit auch der gesetzgeberischen Pflicht zur Umsetzung der entsprechenden EU-
Richtlinien nachzukommen.

2) Das LADG schließt auf diese Weise eine bestehende Rechtslücke und baut den
Diskriminierungsschutz in Niedersachsen aus. Mit dem „Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz“ (AGG)
hat der Bundesgesetzgeber vier EU-Richtlinien gegen Diskriminierung umgesetzt. Das AGG ist
allerdings auf die Erwerbstätigkeit und den Privatrechtsverkehr beschränkt, sodass ein vergleichbarer
Diskriminierungsschutz bei öffentlich-rechtlichem Handeln fehlt. Diese Regelungslücke schließt das
LADG, um die Gleichbehandlung langfristig durchzusetzen. Der Geltungsbereich des LADG ist weit
gefasst. Eine Beschränkung der Geltung des Gesetzes auf bestimmte Lebensbereiche, wie im AGG,
erfolgt nicht, da auch die verfassungsrechtlichen Diskriminierungsverbote, deren Durchsetzung das
Gesetz bezweckt, für die Gesamtheit des Handelns des Landes Niedersachsen und dessen Landkreise
und Kommunen gelten. Es gilt auch für die landesunmittelbaren öffentlich-rechtlichen Körperschaften,
Anstalten und Stiftungen. Darunter fallen beispielsweise die Hochschulen und Fachhochschulen.

3) Das LADG arbeitet mit einem Katalog von Diskriminierungsgründen, der sich in der Grundstruktur
am Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) und an den in Art. 3 Abs. 3 VerfNDaufgezählten
Merkmalen orientiert. Das LADG verbietet eine Diskriminierung aufgrund des Geschlechts, der
ethnischen Herkunft, einer rassistischen oder antisemitischen Zuschreibung, der Religion und
Weltanschauung, einer Behinderung, des Lebensalters, der Sprache, der sexuellen und geschlechtlichen
Identität sowie einer chronischer Erkrankung, des Gewichts und des sozialen Status. Dem LADG liegt
der Gedanke zugrunde, dass Diskriminierungen an gesellschaftlich wirkmächtige und historisch
verfestigte Ungleichheitsstrukturen anknüpfen. Diese äußern sich in Stigmatisierungen,
Benachteiligungen und Ausgrenzungen von gesellschaftlicher Teilhabe, die auf historisch, strukturell
und diskursiv verfestigten Ungleichheiten beruhen.

4) Das LADG unterstützt von Diskriminierung Betroffene wirkungsvoll in ihren Rechten und hilft bei
der Rechtsdurchsetzung, indem den Betroffenen erweiterte Rechtschutzmöglichkeiten und
Beratungsangebote garantiert werden. Durch einen verschuldensunabhängigen Schadensersatz- und
Entschädigungsanspruch für Betroffene wird die Pflicht der Verwaltung, diskriminierungsfrei zu
handeln, flankiert. Die Vermutungsregelung, die den Beweis zugunsten der Betroffenen erleichtert,
senkt die Hemmschwelle zur Anzeige diskriminierender Handlungen und verstärkt die Möglichkeit zur
Rechtsdurchsetzung. Darüber hinaus handelt es sich dabei um die Umsetzung der europarechtlichen
Vorgaben.

Anerkannte Antidiskriminierungsverbände können Betroffene bei der Durchsetzung ihrer Rechte
prozessstandschaftlich unterstützen, das bedeutet, dass diese Verbände die Rechte der Betroffenen im
eigenen Namen gelten machen können und Menschen, die diskriminierendes Verhalten erfahren
haben, sich keinem belastenden Prozess aussetzen müssen. Auch erhalten anerkannte
Antidiskriminierungsverbände ein Verbandsklagerecht, wenn Verwaltungsakte, Allgemeinverfügungen
oder sonstiges Verwaltungshandeln nicht nur im Einzelfall gegen das Diskriminierungsverbot
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verstoßen. Die vom LADG vorgesehene Ombudsstelle kann im Diskriminierungsfall von jeder Person
angerufen und das Beratungsangebot in Anspruch genommen werden. Darüber hinaus besteht mit
dem LADG auch für solche Personen ein Schadensersatzanspruch, bei denen sich ein Schaden infolge
einer Diskriminierung realisiert, obwohl diese nicht selbst diskriminiert wurden. Diese Regelung zur
sogenannten „assoziierten Diskriminierung“ beruht auf der Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofes (EuGH) aus dem Jahr 2008 und greift immer dann, wenn die „merkmalstragende“ Person
und diejenige Person, bei der aufgrund einer Ungleichbehandlung ein Schaden entstanden ist, in
einem engen persönlichen Näheverhältnis zueinander stehen.

Unterstützer*innen:

-LAG Frauen

-LAG Queer

-LAG Demkratie und Recht

-LAG Soziales



A5 Für mehr Solidarität und Kinderrechte in der Armutsprävention für Kinder und Jugendliche 

Gremium: LAG Kinder-Jugend-Familie
Beschlussdatum: 05.06.2021
Tagesordnungspunkt: 11. Weitere Anträge

Antragstext

(Antrag abgestimmt mit und unterstützt von der LAG Frauen)

Wie unter einem Brennglas hat sich in der Corona-Krise gezeigt, dass 
armutsbetroffene Kinder und Jugendliche und ihre Familien stärker und härter von 
krisenhaften Ereignissen betroffen sind als finanziell gut situierte Familien.

Deutlich wird, dass die bestehenden Versorgungsstrukturen die Nachteile 
niedriger Erwerbseinkommen oder den Bezug von Grundsicherung wie Hartz IV nicht 
ausgleichen. Besonders betroffen sind bestimmte Gruppen wie Alleinerziehende, 
kinderreiche Familien, Familien mit langjährig chronisch Erkrankten und 
zugewanderte Familien.

So hat die Coronakrise gezeigt, dass öffentliche Angebote und Einrichtungen für 
arme Kinder und Jugendliche eben nicht nur zum Wissenserwerb oder zur 
Freizeitgestaltung von Bedeutung sind. Vielmehr wird deutlich, was die Fachwelt 
bereits seit Jahren einfordert: Für die gesunde Entwicklung von Kindern und 
Jugendlichen, für ihre emotionalen, psychischen und körperlichen 
Grundbedürfnisse, wie Nahrung und medizinische Versorgung, Schutz vor 
psychischer und physischer Gewalt und Vernachlässigung sowie ihr Recht auf 
Bildung und soziale Teilhabe sind die öffentlichen Angebote unentbehrlich. 
Beispielsweise fiel das gesunde und warme (Mittag-)essen in Kindertagesstätten 
und an Schulen monatelang aus, fehlte die Hausaufgabenbetreuung und die 
schulische Begleitung für Kinder. Kinder und Jugendliche wurden extrem in ihrer 
Mobilität eingeschränkt und verschwanden fast vollständig aus den öffentlichen 
Räumen.

Armutsbetroffene Kinder und Jugendliche haben zwar Anspruch auf Leistungen nach 
dem Bildungs- und Teilhabegesetz, häufig ist dieser Anspruch jedoch an den 
Besuch und die gemeinschaftliche Verpflegung in Einrichtungen wie 
Kindertagesstätten, Horten und Schulen gebunden. Mit deren Schließung fallen 
diese Leistungen bzw. die entsprechende Anforderungsstruktur vielerorts weg. Die 
Eltern können diese Defizite finanziell nicht ausgleichen. Kinder können nicht 
angemessen ernährt oder gekleidet werden, wodurch sich die sozialen Unterschiede 
und Stigmata in den Lebenslagen systematisch etablieren. Immer mehr Familien 
leben unterhalb des Existenzminimums - mit allen wissenschaftlich belegten 
Armutsfolgen in Bezug auf Gesundheit, Persönlichkeitsentwicklung und 
Lebensperspektiven.

Darüber hinaus leben viele Familien auf engstem Raum - ohne ausreichende 
Rückzugsmöglichkeiten, Garten oder Balkon und teilweise in einem schwierigeren 
Umfeld mit durchschnittlich weniger Freizeit- und Naherholungsstrukturen. Nicht 
selten fehlt zu Hause die technische Ausstattung für das Home-Schooling oder 
auch die digitale Aufrechterhaltung von Kontakten. Viele Eltern können ihre 
Kinder nur begrenzt bei ihren Entwicklungsaufgaben unterstützen.
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Diese verschärfenden Bedingungen führten in vielen Familien zu Überforderung und 
zu Gewalt, was die aktuellen Erhebungen zu den psychischen Folgen und die 
Zunahme häuslicher und sexualisierter Gewalt gegenüber Kindern auf tragische 
Weise deutlich machen.

Gerade geflüchtete Familien sind oft von Armut betroffen, wenn sie in 
Deutschland ankommen. Zwangsläufig bilden sich Parallelstrukturen. 
Inklusionsangebote wie Spracherwerbskurse, die ohnehin nur für Menschen 
außerhalb der EU vorgesehen sind, werden von staatlicher Seite häufig nicht 
zeitnah eingeleitet und fielen coronabedingt sogar aus. Damit wird familiäre 
Perspektivlosigkeit zementiert.

Die allermeisten Kinder und Jugendliche verhalten sich gerade überaus 
solidarisch und verantwortungsbewusst – gerade auch gegenüber ihren älteren 
Mitmenschen. Dies fordert einen hohen Preis: die überwiegende Zahl der Kinder 
und besonders Jugendliche ziehen sich zurück und sind isoliert. Zunehmende 
Vereinsamung ist die Folge. Auch wenn trotz Lockdown die Angebote der Kinder- 
und Jugendarbeit grundsätzlich geöffnet blieben, waren viele 
Trägerorganisationen verunsichert und ehrenamtliche Strukturen überfordert, so 
dass viele Angebote, wie beispielsweise in Jugendzentren, Spielparks, 
Familienzentren oder Horten, nicht oder nur eingeschränkt verfügbar waren. 
Zusätzliche Mittel, die z.B. für die Wirtschaft niedrigschwellig ausgeschüttet 
wurden, stehen für den Kinder- und Jugendbereich beispielsweise für ergänzende 
Angebote bis heute aus. Kindern und Jugendlichen nützt ein bundesweites 
Krisentelefon wenig, wenn sie Vorort keine Ansprechpersonen haben, zu denen sie 
vermittelt werden können und denen sie vertrauen.

Lösungswege für zukünftige Krisen

Zusammenfassend ist es nicht nur, aber auch während einer Krise besonders für 
von Armut betroffene Kinder und Jugendliche extrem wichtig, dass

die Ernährungs- und Versorgungssituation gesichert wird,

ergänzende und unterstützende Bildungsangebote ausgebaut werden,

mehr und kindgerechte Bewegungs- und Ausweichmöglichkeiten geschaffen 
werden,

die niedrigschwelligen Anlauf- und Beratungsangebote ausgebaut werden,

die bestehenden kommunalen Kinder-, Jugend- und Bildungseinrichtungen 
krisenfest aufgestellt sind,

alle kommunalen Einrichtungen niedrigschwellig zugänglich sind,

in den Quartieren Anlaufstellen für Kinder und Jugendliche zur Verfügung 
stehen (z.B. offene Sprechstunden der Kinder- und Jugendarbeit)

dass Sanktionen in der Grundsicherung abgeschafft werden.
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Kinder und Jugendliche aus ärmeren Familien sollen grundsätzlich besonders 
unterstützt werden. Wichtige Weichenstellungen für diese Unterstützung sind an 
den folgenden Stellen vorzunehmen:

Die Erziehungspartnerschaft zwischen Eltern und Pädagog*innen hat sich 
besonders in den Zeiten der Coronabelastungen als eine notwendige 
Grundlage der Zusammenarbeit bewährt.

Alle Eltern sollten bei Bedarf einen niedrigschwelligen Zugang zu den 
professionellen Hilfen eines ortsnahen Familienzentrums oder 
Jugendhilfeträgers in Anspruch nehmen können.

Soziale Kriterien müssen z.B. bei der Frage der Notbetreuung – wie jetzt 
in der Pandemie – mindestens gleichrangig zu z. B. rein epidemiologischen 
Erwägungen berücksichtigt werden.

Für zusätzliche Angebote muss zusätzliches Personal (u.a. 
Lehramtsstudierende) mobilisiert werden.

Frauenhäuser, Notunterkünfte, Kinderschutzzentren und andere Not-
Anlaufstellen brauchen feste Finanzierungszusagen.

Dabei ist zu prüfen, wie stationäre Angebote für gewalttätige Männer zu 
organisieren sind, um ggf. einen Umzug der von Gewalt betroffenen 
Familienmitglieder zu vermeiden.

Die Trägerorganisationen und die kommunalen Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendarbeit und der Jugendhilfe müssen von etwaigen Einsparmaßnahmen 
verschont bleiben.

Der Zugang zu technischen Geräten für das digitale Lernen und zu schnellem 
Internet muss sichergestellt werden. Kinder in Armutshaushalten müssen 
Endgeräte gestellt bekommen.

Aus der Coronakrise sozial-, jugend-, familien- und wirtschaftspolitisch lernen

Schon jetzt zeigen sich die Probleme einer Familienpolitik, die Armut immer noch 
zu sehr als individuelles Schicksal über individuelle Leistungen wie Kindergeld, 
Kinderzuschlag und Leistungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket zu lösen 
versucht. Ziel muss sein, den Anspruch zu verfolgen, faire und gleiche 
Entwicklungsbedingungen für Kinder und Jugendlichen Vorort zu schaffen.

Die beste Armutsprävention ist ausreichend bezahlte Arbeit für die Eltern. 
Dies setzt eine aktivere Arbeitsmarktpolitik voraus, die Menschen eine 
Perspektive schafft.

Wir brauchen endlich eine Kindergrundsicherung, die nicht auf die 
Transferleistungen der Eltern angerechnet wird.

Die soziale Infrastruktur muss so entwickelt werden, dass sie unabhängig 
von individuellen Transferleistungen für arme Kinder- und Jugendliche 
präventiv und entwicklungsfördernd wirkt. Denn monetäre 
Individualleistungen wie Kindergeld- und zuschlag können fehlende 
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kommunale Infrastruktur-Maßnahmen zur Daseinsvorsorge von Kindern und 
Jugendlichen nicht ersetzen.

Die Regelsätze in der Grundsicherung müssen erhöht werden, wie sie das 
Modell der Garantiesicherung der Grünen Bundestagsfraktion vorsieht.

Das „Aufholpaket“ des Bundes muss durch einen Aktionsplan des Landes 
ergänzt werden, der einen Schwerpunkt auf Freizeit-, Sport- und 
Spielangebote setzt.

Die konsequente Umsetzung der Kinderrechte in den Lebensbereichen Bauen 
und Wohnen, Sozialraum und Mobilität, Gesundheit und Bildung, Wirtschaft 
und Digitalisierung ist überfällig.

Eine konsequente Beteiligung von Kindern und Jugendlichen kann unser 
Gemeinwohl und das Zusammenleben für Alle positiv verändern und begrenzt 
die Gefahr von Kinder- und Jugendarmut bzw. gibt positive Impulse in 
Richtung der Selbstwirksamkeitsentwicklung der Kinder und Jugendlichen.

Daraus ergeben sich folgende kommunal- und landespolitischen Forderungen:

Einsatz einer*eines Kinder- und Jugendbeauftragten in jeder Kommune.

Sozialräumliche Sozialplanung und Berichterstattung zu kommunaler Kinder- 
und Jugendarmut.

Die vereinfachte Beantragung von Sozialleistungen wie Grundsicherung und 
Wohngeld.

Stopp der Kostensenkungsverfahren und Sanktionen in der Grundsicherung.

Sicherstellung der Grundversorgung mit Strom, Wärme Energie, Wasser, 
Telefon und Internet.

Ein „Sicher – Wohnen – Fond“ für Mieter*innen mit kleinem Einkommen bei 
kurzfristigen Mietausfällen. Das Aussetzen von Zwangsvollstreckungen und 
Zwangsräumungen von Mieter*innen.

Die Bereitstellung von Fördermitteln in jeder Schulform zur Unterstützung 
von lernschwächeren Schüler*innen, um Abschulungen abzuschaffen.

Absicherung und langfristige Finanzierung von Jugendwerkstätten und von 
Ausbildungsplatzgarantien.

Fortführung der Programme zur Berufsorientierung an allen weiterführenden 
Schulen in Zusammenarbeit mit den Verbänden und Kammern aus Wirtschaft und 
Handwerk.

Eine kindgerechte Verkehrs- und Stadtentwicklungsplanung, die angemessene 
Beteiligungsmöglichkeiten für Kinder und Jugendliche vorhält.
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A6 GRÜN kann mehr - Beteiligung junger Menschen stärken

Gremium: Landesvorstand und Landesvorstand GRÜNE JUGEND
Beschlussdatum: 06.06.2021
Tagesordnungspunkt: 11. Weitere Anträge

Antragstext

Die GRÜNE Partei hat den Anspruch, die Vielfalt unserer Gesellschaft abzubilden. 
Dies gelingt uns an vielen Stellen besser, als anderen Parteien, aber damit 
geben wir uns nicht zufrieden. Auch bei uns gibt es Hürden für die Beteiligung 
junger Menschen.

Zeitgleich ergreifen junge Menschen gesamtgesellschaftlich enorme politische 
Verantwortung. Sie sind es, die die Notwendigkeit der Bekämpfung der Klimakrise 
überall auf die Agenda gesetzt haben. Sie sind es oftmals, die die 
Menschenunwürdigkeit einer europäischen Asyl- und Migrationspolitik anprangern. 
In den letzten Jahren gab es, unter anderem durch die 
Klimagerechtigkeitsbewegung, eine starke Politisierung junger Menschen. Ohne die 
vielen Aktivist*innen in der Bewegung, ohne die vielen Schüler*innen, die mit 
Fridays for Future jede Woche für einen ausreichenden Klimaschutz streiken, 
ständen wir heute nicht da, wo wir sind.

Junge Menschen sind politisch interessiert und engagiert. Deshalb setzen wir uns 
auf allen Ebenen dafür ein, dass sie bei politischen Entscheidungen stärker 
beteiligt werden. Wir möchten, dass ihre Perspektive und ihre Ideen auch bei uns 
im Grünen Landesverband noch besser eingebunden werden. Wir möchten innerhalb 
unserer Partei echte, umfassende Beteiligung und Einbindung erreichen. Es gilt 
für uns, auch innerhalb der Partei Hürden zu identifizieren, die jungen Menschen 
im Weg stehen und Vorschläge zu machen, diese abzubauen.

Um das zu erreichen, richtet der Landesvorstand zusammen mit der GRÜNEN JUGEND 
eine Kommission ein, die sich bis zur nächsten LDK im Frühjahr 2022 mit dem 
Thema Beteiligung junger Menschen beschäftigt und Vorschläge zum Abbau von 
Hürden erarbeitet.

Ein Beispiel wird die Debatte über das Mindestalter für die Mitgliedschaft im 
Landesverband sein. Hier sollen unter anderem rechtliche Fragen geklärt werden. 
Weitergehend sollen Unterstützungsmöglichkeiten identifiziert werden, damit 
junge Menschen in der Partei mehr Verantwortung übernehmen (können) und weitere 
Weichen gestellt werden für mehr Beteiligung junger Menschen.
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A7 Niedersachsen Grenzenlos: Wir stehen für Bleiberecht und Menschenrechte

Gremium: LAG Europa und Internationale Zusammenarbeit
Beschlussdatum: 21.05.2021
Tagesordnungspunkt: 11. Weitere Anträge

Antragstext

Gemeinsamer Antrag der LAG Europa und Internationales und LAG Migration und 
Flucht

Menschenrechte gelten auch für Frontex

Immer wieder wird über völkerrechtswidrige Pushbacks durch die europäische 
Grenzschutzagentur Frontex und oder in Kooperation mit nationalen Grenzpolizeien 
berichtet. Im Herbst 2020 veröffentlichten das ARD-Politikmagazin “Report Mainz” 
und “Der Spiegel” eine gemeinsame Recherche, der zufolge Frontex-Beamt*innen von 
illegalen Pushbacks der griechischen Küstenwache wussten und selbst daran 
beteiligt waren. In mindestens einem Fall war die deutsche Bundespolizei 
involviert. An den Einsätzen von Frontex sind auch Polizeibeamt*innen aus 
Niedersachsen beteiligt. So waren zwischen 2020 und 2021 27 Polizist*innen aus 
Niedersachsen in Griechenland für Frontex im Einsatz. Insgesamt waren in diesem 
Zeitraum 41 Landespolizist*innen an Frontex-Einsätzen beteiligt. Gleichzeitig 
ist noch keine Stelle der bis zum 5. Dezember 2020 einzustellenden 40 
Grundrechtsbeobachter*innen besetzt, die die Arbeit von Frontex kontrollieren 
sollen [Stand: 29.3.21] Seit 2005 ist ein massiver Anstieg des Budgets von 
Frontex von 6 Millionen auf 364 Millionen in 2020 zu beobachten. Damit einher 
gehen deutliche Aufstockungen bei Personal und Ausrüstung der 
Grenzschutzagentur, inklusive einer im Aufbau befindlichen ständigen Reserve von 
10.000 Frontex-Einsatzkräften.

Wie viele Bundes- oder Landespolizist*innen für Frontex insgesamt abgestellt 
wurden oder aktuell abgestellt sind, ist nicht bekannt und wird von der 
Bundesregierung geheim gehalten. Laut Antwort auf eine Anfrage der Grünen 
Bundestagsfraktion (BT-Drs. 19/280434) sind im Jahr 2021 insgesamt 826 
Einsatzkräfte aus Deutschland für Frontex zu stellen. Für die ständige Reserve 
sollen im Jahr 2027 1052 Einsatzkräfte aus Deutschland entsandt werden.

Aufgrund nicht aufgeklärter Völkerrechts- und Menschenrechtsverstöße oder 
Beteiligung von Frontex bzw. Kenntnis von völkerrechtswidrigem Verhalten durch 
nationale Grenzpolizeien und Unterlassen von Hilfeleistung durch Frontex-
beamt*innen beschließen wir

Die gegen Frontex vorgebrachten Vorwürfe müssen mit einer unabhängigen 
Untersuchung vollumfänglich aufgeklärt und entsprechend geahndet werden. 
Ebenso ist sicherzustellen, dass sich deutsche Beamt*innen in Frontex-
Einsätzen nicht an Menschenrechtsverletzungen beteiligen. Solange das 
nicht sichergestellt werden kann, wird Niedersachsen keine 
Landesbediensteten in Frontex Einsätze entsenden;

Stopp der Frontex-Kooperation (Ausrüstung): Wir setzen uns dafür ein, dass 
Frontex solange nicht durch die Bundesregierung oder deutsche Firmen bei 
der Ausrüstungsbeschaffung unterstützt wird, bis die Untersuchung der 
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Menschenrechtsverletzungen bei Frontex Einsätzen abgeschlossen ist. 
Langfristiges Ziel ist eine Abrüstung von Frontex,

Sensibilisierung und Weiterbildung: Die Weiterbildung in den Bereichen 
Völkerrecht und Menschenrechte von niedersächsischen Beamt*innen sind vor 
Entsendung zu gewährleisten und erheblich zu verbessern. Gleichzeitig 
müssen anlasslose Supervisionen der niedersächsischen Beamt*innen, die an 
Frontex-Einsätzen teilnehmen, strukturell verankert und als Standard 
eingefordert werden.

Transparenz und Compliance: Die Strukturen zur internen anonymen 
Beschwerde auf europäischer (direkte Weiterleitung von Beschwerden an den 
Frontex-Grundrechtsbeauftragten) und nationaler Ebene müssen erheblich 
verbessert werden, sodass eine effektive und unabhängige Kontrolle von 
Fehlverhalten möglich ist. Die Besetzung offener Positionen von 
Grundrechtsbeobachter*innen ist mit höchster Priorität voranzutreiben. 
Zudem muss ein unabhängiger, transparenter und effektiver Monitoring-
Mechanismus zur externen Evaluierung aller Frontex-Aktivitäten 
eingerichtet werden. In diesem sind auch zivilgesellschaftliche Akteure 
einzubinden. Frontex muss außerdem zu einer erweiterten, transparenten und 
proaktiven Rechenschaftspflicht mit dem Ziel einer verstärkten 
demokratischen Kontrolle auch durch ein parlamentarisches Kontrollgremium 
im Europaparlament verpflichtet werden.

Niedersachsen als sicherer Hafen

Niedersachsen soll ein sicherer Hafen für geflüchtete Menschen sein. Dafür 
beschließen wir:

Niedersachsen soll sicherer Hafen werden und damit die Bereitschaft 
erklären, auch über die Verteilquote des Bundes hinaus mit einem eigenen 
Landesaufnahmeprogramm Menschen aufzunehmen

Wir lehnen Abschiebungen in Kriegs- und Krisengebiete konsequent ab, 
insbesondere nach Syrien und Afghanistan. Deutschland soll und 
geflüchteten Menschen auch in Zukunft eine neue und sichere Heimat sein

Ebenso lehnen wir das Konstrukt der sogenannten sicheren Herkunftsstaaten 
weiterhin ab

Wir setzen uns ein für die Aufnahme von Flüchtlingen und fordern die 
umgehende Evakuierung der Flüchtlingslager innerhalb der EU und an den 
europäischen Außengrenzen

Wir wollen eine schnelle und unkomplizierte Teilhabe von Geflüchteten, 
dazu setzen wir uns für eine dezentrale Unterbringung ein, fördern Sprach- 
und Weiterbildungskurse sowie Betriebe bei der Ausbildung von 
Geflüchteten. Ebenso ist der Zugang zu öffentlichen Bildungsangeboten, zur 
Schule, Kindertagesstätten und weiteren Fördereinrichtungen für 
geflüchtete Menschen sicherzustellen und zu verbessern.

Wie wichtig Gesundheitsversorgung ist, zeigt gerade jetzt die Pandemie: 
Alle Geflüchtete Menschen, die bei uns Leben müssen ohne Hürden Zugang zum 
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Gesundheitssystem bekommen, deshalb wollen wir die Abschaffung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes.

Niedersachsen soll sich aktiv für eine erfolgreiche Umsetzung des 
Aktionsplans des Europarats zum Schutz von insbesondere schutzbedürftigen 
Personen im Kontext von Migration und Asyl in Europa (2021-2025) einsetzen 
und die notwendige Kooperation Deutschland mit anderen Mitgliedsstaaten 
vorantreiben.

Gleichberechtigte Mitbürger*innen

Deutschland ist ein Einwanderungsland. Wer in Deutschland geboren wird, soll den 
Anspruch erhalten, deutsche*r Staatbürger*in zu werden, wenn ein Elternteil 
rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat. Denn Einwanderung 
trägt ganz entscheidend zum Wohlstand und der Zukunftsfähigkeit Niedersachsens 
und Deutschland bei. Deshalb setzen wir uns für folgende Verbesserungen ein:

Ein modernes Einwanderungsgesetz, das für unseren neuen Mitbürger*innen 
klare und transparente Regelungen schafft. Darüber hinaus wollen wir auf 
Bundesebene, uns für die doppelte Staatsbürgerschaft und die Abschaffung 
des Optionszwangs einsetzen.

für eine offene Einbürgerungspolitik, Mehrstaatigkeit muss hierbei 
selbstverständlich sein.

 Das Recht an Kommunalwahlen teilzunehmen für Mitbürger*innen, die keine 
EU Bürger*innen sind und noch nicht eingebürgert wurden. Jede/r der in 
Deutschland lebt, soll in Ihrer/seiner Kommune, die Möglichkeit erhalten, 
wählen zu können.
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